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Am Mittwoch fand auf dem 
Schlossplatz in Stuttgart eine Kund-
gebung gegen Berufsverbote statt. 
Dort verlas Martin Hornung ein 
Grußwort des Bezirksleiters der IG 
Metall Baden-Württemberg, Roman 
Zitzelsberger:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ger-
ne hätte ich direkt zu Euch gesprochen. 
Dies ist mir aus terminlichen Gründen 
leider nicht möglich. Setzt aber meine 
Abwesenheit bitte nicht mit Gleichgül-
tigkeit gleich.

Denn es ist Gleichgültigkeit, die 
Euch heute zusammengebracht hat. 
Jahrzehntelange Gleichgültigkeit ge-
genüber den Betroffenen, den Leid-
tragenden des Radikalenerlasses, in 
nicht wenigen Fällen.

Es gibt heute vielleicht noch weni-
ge Verwirrte, die das Vorgehen von 
damals offensiv verteidigen. Mit Si-
cherheit aber gibt es noch zu weni-
ge in der Landesregierung, die bereit 
dazu sind, den längst überfälligen 
Schritt zu gehen.

Wie ein solcher aussehen müsste, 
liegt auf der Hand. Wir sagen als IG 
Metall (ich zitiere): »Die IG Metall 
fordert, dass in allen Bundesländern 
umgehend sämtliche Erlasse und 
Regelungen aufgehoben werden, die 

im Zusammenhang mit dem Mini-
sterpräsidentenerlass vom 28. Janu-
ar 1972 erlassen wurden. Gegenüber 
den von Berufsverbot Betroffenen ist 
eine entsprechende Entschuldigung 
vorzunehmen. Sie sind umfassend zu 
rehabilitieren und gegebenenfalls zu 
entschädigen.«

So lautet der einstimmig gefasste 
Beschluss des IG-Metall-Gewerk-
schaftstages vom letzten Oktober.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ich könnte mit viel Worten auch auf 
die juristische Dimension unseres ge-
meinsamen Anliegens eingehen. Ich 
habe dies bereits an anderer Stelle 
getan, z. B. in einem Brief, den ich 
erst vor wenigen Wochen in dieser 
Angelegenheit an Ministerpräsident 
Kretschmann geschrieben habe.

Was wir jetzt dringend brauchen, 
ist Haltung und Anstand, keine juri-
stische Wortklauberei. Es ist schlicht 
und ergreifend so, dass man Unrecht 
auch zweimal begehen kann. Indem 
man es zunächst einmal zulässt. Und 
es dann nicht aus der Welt schafft, 
obwohl es ein leichtes wäre, genau 
dies zu tun.

Ich will mit aller Deutlichkeit sa-
gen: Das Aussitzen, Abwarten, Son-
dieren der Landesregierung empfin-

de ich als falsch. Falsch, aber auch 
irritierend. Die Grünen legen soviel 
Wert auf Bürgerrechte. Die Sozialde-
mokraten verstehen sich als Vertreter 
der abhängig Beschäftigten.

Der Radikalenerlass hat beides mit 
Füßen getreten: Bürgerrechte und Ar-
beitnehmerrechte. Das wisst Ihr aus 
eigener Erfahrung besser als ich.

Deshalb bleibt nur eines zu tun: 
Rehabilitierung und – wo gerechtfer-
tigt – Entschädigung. Verbunden mit 
einer Entschuldigung für entstande-
nes Unrecht – und zwar zügig. Die 
notwendigen Schritte müssen jetzt 
eingeleitet werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
lasst mich zum Schluss noch eines 
klar und deutlich sagen: Die IG Me-
tall steht – wie die anderen DGB-
Gewerkschaften auch – hinter Euch. 
Solange, bis wir gemeinsam Vollzug 
melden können.

Wir werden dieser Regierung den 
Gefallen tun, den sie selber im noch 
gültigen Koalitionsvertrag eingefor-
dert hat. Ich zitiere: »Für uns ist die 
Einmischung der Bürgerinnen und 
Bürger eine Bereicherung«.

Euer Roman Zitzelsberger, Be-
zirksleiter der IG Metall Baden-
Württemberg

Im Nachgang zum 
niedersächsischen 
Linke-Landespar-

teitag, der am vergan-
genen Wochenende in 
Osnabrück stattfand, 
kommt es zu inner-
parteilichen Streitig-
keiten bezüglich der 
Flüchtlingspolitik. So 
kritisierte etwa Peter 
Strathmann, Delegier-
ter und Sprecher des 
Ortsverbandes Göttin-
gen, im jW-Interview 
der Donnerstagausgabe, dass die 
Partei Die Linke Niedersachsen 
ihre Forderung nach einem allge-
meinen Bleiberecht gekippt habe. 
Können Sie diesen Vorwurf nach-
vollziehen? 

Ich sehe keine innerparteilichen 
Streitigkeiten, sondern eine durch 
gute Debatten erzielte Klärung zum 
Bleiberecht. Den Vorwurf kann ich 
ansonsten natürlich nicht verstehen. 
Die Forderung nach einem generellen 
Bleiberecht gab es meiner Meinung 
nach so nie, sondern immer in bezug 
auf Flüchtende. Die Delegierten ha-
ben weise und mit großer Mehrheit – 
und anders als in Herrn Strathmanns 
Wahrnehmung  – für eine eindeutige 
Formulierung im Kommunalwahlpro-
gramm unserer Partei votiert: »Mit ei-
nem klaren Nein zu jeglicher Begren-
zung der Einwanderung zeigt sie, dass 
die Hilfe für Menschen in Not eine 
Selbstverständlichkeit sein soll.« Und 
an anderer Stelle: »Asyl ist ein Grund-
recht, das unabhängig davon ist, ob 
Menschen vor Krieg und Zerstörung, 
Umweltkatastrophen oder wirtschaft-
licher Not fliehen. Die Abschiebung 
von hilfesuchenden Menschen lehnen 

wir grundsätzlich ab. Men-
schen, die vor Menschen-
rechtsverletzungen, Kriegen 
und politischer Verfolgung 
geflohen sind, dürfen nicht 
abgewiesen oder abgescho-
ben werden. Wir fordern 
die Wiederherstellung des 
Grundrechts auf Asyl und 
kämpfen gegen die Illega-
lisierung von Flüchtlingen, 
gegen Abschiebungen, ge-
gen jede Form von Sonder-
gesetzen wie die Residenz-
pflicht sowie gegen Sam-

mellager.« Das sind doch ganz klare 
Aussagen.

Es ist doch ein Unterschied, ob 
man offene Grenzen für alle for-
dert oder einzig für Hilfesuchen-
de. Was spricht gegen die erste 
Position?

Ein »Bleiberecht für alle« schließt 
einfach alle Menschen ein. Das passt 
meiner Meinung nach wunderbar in 
ein Programm, wenn international 
mindestens der Sozialismus erkämpft 
worden ist und jeder seinen Wohnsitz 
frei wählen kann. Heute sollten wir 
uns jedoch um Flüchtlinge kümmern, 
die vor Krieg, Armut, Umweltkatastro-
phen fliehen müssen. Das kann ich 
den Menschen auf der Straße auch ver-
mitteln und dabei auf Fluchtursachen 
eingehen. Das ist für mich realistisch-
radikale linke Politik.

Einzelne Delegierte warnten die 
eigene Partei davor, der AfD und 
anderen geistigen Brandstiftern 
hinterherzulaufen. Spielen die 
hohen Umfragewerte für die AfD 
für Sie in dieser Debatte tatsäch-
lich keine Rolle? 

Natürlich nicht. Wir fordern ja we-
der Obergrenzen noch geschlossene 

Grenzen oder Schießbefehle, sondern 
bestärken unsere Positionen durch Be-
zugnahme auf das Erfurter Grundsatz-
programm unserer Partei. Oder sehen 
Sie in unseren Formulierungen Annä-
herungen an die AfD?

Aber die hohen AfD-Umfrage-
werte gehen doch nicht spurlos an 
Ihnen vorbei?

Nein, sie besorgen mich sehr. Aber ei-
nerseits gehöre ich zu denjenigen, die 
diese Gefahr als nie gebannt ansehen. 
Esther Bejerano sagte das sehr treffend 
auf der Rosa-Luxemburg-Konferenz in 
diesem Jahr. Andererseits ist es eine 
große Aufgabe für alle linken Bewe-
gungen, dem entgegenzutreten, aufzu-
klären.

Wie wollen Sie Protestwähler, die 
mit der AfD liebäugeln, für sich 
gewinnen? 

Aufklärung ist das A und O. Es muss 
den Menschen bewusst werden, dass 
die AfD nicht die Interessen der klei-
nen Leute vertritt, sondern rassistische 
Hetze schürt, nur scheinbar einfache 
Antworten auf komplexe Vorgänge 
hat. Die soziale Frage ist zentral und 
damit auch diejenige nach einer fairen 
Umverteilung von oben nach unten.

Sie wollen also nicht von der 
grundsätzlichen Ablehnung von 
Bundeswehreinsätzen abrücken, 
um Die Linke koalitionsfähig zu 
machen, wie einige Parteimitglie-
der bereits mutmaßten? 

Selbstverständlich nicht. Das ist in den 
Debatten klar bestätigt worden. Wir 
haben sogar in unserem Kommunal-
wahlprogramm die Kritik an Kriegs
einsätzen formuliert und auf kommu-
nale Ebene heruntergebrochen. Die ro-
ten Haltelinien haben Bestand, gerade 
auch in Niedersachsen.
� Interview: Markus Bernhardt

»Das ist realistisch-radikale 
linke Politik«

Ein leeres Feld

Ukrainische Umbenenner 

Nach dem Anschlag von Ankara

Putzteufel des Tages 

In der Ukraine müssen Schulen 
und Krankenhäuser aus Geld-
mangel geschlossen werden. Ei-

ne Behörde aber hat noch nie über 
fehlende Finanzierung geklagt: Das 
»Institut für nationales Gedenken« 
in Kiew. Während die patriotische 
Jugend und das Sozialprodukt im 
Osten des Landes für die Durch-
setzung der neuen prowestlichen 
Staatsraison verheizt werden, ha-
ben sich nicht minder patriotische 
Sesselfurzer in der Hauptstadt eine 
kriegswichtige Verwendung fern 
vom Schuss gesichert: die Um-
benennung der Ortsnamen. Alles 
muss weg, was irgendwie an die gut 
70jährige sowjetische Geschichte 
des Landes erinnert: von Aurora 
bis Iskra umfasst die Liste 988 Po-
sitionen. Allein 96 Komposita von 
»Schowten« (ukrainisch: Oktober), 

ein Andrijiwka im Gebiet Lwiw, 
von dem nur Lokalhistoriker ahnen, 
dass ein Mann namens Andrejew 
später Kommunist wurde, fünfmal 
»Bilschowik« (Bolschewik), drei-
mal »Wolodymyriwka«, als wäre 
Lenin der einzige Wladimir in der 
Geschichte gewesen, und so weiter 
das Alphabet entlang.

Schwieriger ist es schon, neue 
Namen zu finden. Beim Schwarz-
meerhafen »Iljitschowsk« ließ man 
sich den phantasievollen Namen 
»Tschornomorsk« (Schwarzmeer-
stadt) einfallen. Auch der Rückgriff 
auf vorrevolutionäre Namen birgt 
Tücken, denn weder Jekaterinoslaw 
(so Dnipropetrowsk bis 1926) noch 
Jelisawetgrad (Kirowograd bis 
1924) sind für eine Geschichtsauf-
fassung verdaulich, die der Ukraine 
den Moskowiterteufel austreiben 
will. Sogar Odessa sollte schon 
umbenannt werden, weil diesen 
Namen die russischen Stadtgründer 
vergeben haben; statt dessen stand 
der Name eines tatarischen Fischer-
dorfs zur Debatte, das sich vor der 
Stadtgründung an derselben Stelle 
befand. Doch nur Mut: Warum 
nicht »Oktoberdorf« in »Majdano-
we« umbenennen und »Wolodymy-
riwka« in »Banderiwka«?  
� (rl)

Schauen Sie, General, ich 
schicke vier Männer auf 
die andere Seite und las-

se sie acht Stück (gemeint sind 
Granaten oder Raketen, jW) auf 
ein leeres Feld schießen. Das ist 
kein Problem. Ein Vorwand lässt 
sich konstruieren.« Mit diesem 
Vorschlag hatte sich 2014 der tür-
kische Geheimdienstchef Hakan 
Fidan an den Vizegeneralstabschef 
Yasar Güler gewandt. Der Dialog 
ist Teil eines geleakten Gesprächs 
im Außenministerium in Ankara 
zwischen dem damaligen Außen-
minister Ahmet Davutoglu, Hakan 
Fidan, Yasar Güler und Feridun 
Sinirlioglu, Staatssekretär im Au-
ßenministerium. Thema: Wie lässt 
sich ein Grund für einen türkischen 
Einmarsch in Syrien konstruieren.

Keine zwei Jahre später braucht 
es kein »leeres Feld« mehr. Bereits 
wenige Stunden nach dem Anschlag 
in Ankara am Mittwoch abend stand 
für die türkische Regierung der Täter 
fest: ein kurdischer Syrer, der den 
Volksverteidigungseinheiten YPG 
angehören soll. Die distanzierten 
sich sogleich von jeder Urheber-
schaft. Der türkische Präsident Re-
cep Tayyip Erdogan aber nahm das 
blitzschnelle »Ermittlungsergebnis« 
zum Anlass, den Einmarsch seiner 
Truppen gegen die Kurden in Syrien 
zu rechtfertigen. Unterdessen hat sich 
die Lage für die islamistischen Ter-
rorgruppen wie die Ahrar Al-Scham, 
die von Ankara – laut BND auch 
mit Waffen – unterstützt werden, 
verschlechtert. Im nördlichen Teil 
der syrischen Provinz Aleppo werden 
die Propagandisten eines Kopf-ab-
Islams immer weiter von kurdischen 
Selbstverteidigungskräften, angeb-

lich mit russischer Luftunterstützung, 
abgedrängt. Seit vergangenem Wo-
chenende beschießt deshalb die tür-
kische Armee mit Panzerhaubitzen 
kurdische Stellungen in Syrien. Doch 
auch dieser Völkerrechtsbruch war 
nicht dazu angetan, den Vormarsch 
der Kurden zu stoppen.

Zu viel steht für den Terrorpaten 
Erdogan in Syrien auf dem Spiel, 
als dass er zuschauen könnte, wie 
seine Zöglinge unter die Räder ge-
raten. Er geht aufs Ganze. Auch ein 
Krieg mit Russland wird riskiert. 
Ob er sich dabei allerdings auf die 
NATO verlassen kann, darf bezwei-
felt werden. Sicher, der Militärpakt 
drückt beide Augen zu bei den Waf-
fenlieferungen an die Terrorbanden 
oder beim Nachschub für den IS. 
Sicher, die NATO-Präsenz in der 
Region wird erhöht mit Marine und 
AWACS zur Stärkung der türki-
schen Luftabwehr. Aber sterben für 
Ankara? Daran hat man kein Inter-
esse. Wobei Washington wesentlich 
zurückhaltender ist als Berlin. Hat-
te Angela Merkel doch in ihrer Not, 
die Türkei in ein Flüchtlingsgefäng-
nis verwandeln zu müssen, selbst 
die Idee von Erdogans Flugverbots-
zone in Syrien begrüßt, wohlwis-
send, dass dies Krieg bedeutet. Und 
dazu musste man sich nicht einmal 
an Libyen erinnern. Erdogan agiert 
wie ein Pokerspieler, der gerade, 
weil sein Blatt immer schlechter 
wird, den Einsatz erhöht. Die Frage 
ist nur, wann die anderen sehen 
wollen.�

Sevim Dagdelen ist Sprecherin 

für internationale Beziehungen der 

Fraktion Die Linke im Bundestag 

und Mitglied im Auswärtigen Aus-

schuss

Gastkommentar von Sevim Dagdelen

Landessprecherin der niedersächsischen Linkspartei wehrt sich 
gegen Vorwurf, Bleiberecht kippen zu wollen. Gespräch mit Anja Stoeck 
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Anja Stoeck ist 
Landesspreche-
rin der Partei Die 
Linke in Nieder

sachsen
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